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Unterrichtung 

durdi die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die zeitweilige Aussetzung 
von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für einige 
iandwirtschaftliche Waren 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in dieser Verordnung genannten Waren wer- 
den in der Gemeinschaft gegenwärtig nicht oder nur 
in unzureichender Menge erzeugt, und die Hersteller 
können somit den Bedarf der verarbeitenden Indu- 
strien der Gemeinschaft nicht decken. 

Es liegt im Interesse der Gemeinschaft, die auto- 
nomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs in be- 
stimmten Fällen, in denen eine Gemeinschaftspro- 
duktion dieser Waren besteht, nur teilweise und in 
den anderen Fällen vollständig auszusetzen. 


In Anbetracht der Schwierigkeiten, die kurzfristige 
Entwicklung der wirtschaftlichen Lage auf den be- 
treffenden Gebieten genau zu beurteilen, können die 
Aussetzungen nur zeitweilig erfolgen, wobei ihre 
Gütigkeitsdauer entsprechend den Interessen der Ge- 
meinschaftsproduktion festzusetzen ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom 1. Januar bis 30. Juni 1975 werden die auto- 
nomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die 
im Anhang zu dieser Verordnung aufgeführten Er- 
zeugnisse bis auf die jeweils angegebene Höhe aus- 
gesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1975 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-VIIlip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 02221 / 36 35 51 
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Anhang 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

Autonome Zollsätze 
des Gemeinsamen 
Zolltarifs 

ex 03.01 C 

Fischrogen, frisch, gekühlt oder gefroren 

vollständige Zollaussetzting 

ex 03.02 C 

Fischrogen gesalzen 

vollständige Zollaussetzung 

ex 07.05 B I 

Trockene weiße ausgelöste Bohnen (Phaseolus- 
Arten) zum Herstellen von sogenannten baked 
beans in Dosen 

vollständige Zollaussetzung 

ex 08.01 A 

Datteln, frisch oder getrocknet für die Konserven- 
industrie 

vollständige Zollaussetzung 

ex 08.02 A II 

Bitterorangen, frisch oder getrocknet 

8Vo 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 19. November 1974 - Il4 - 680 70- E - Wa 27174: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 25. Oktober 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


1 . Die Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft hat 
einen Bedarf an Fischrogen, der zur Herstellung 
von Rogenkonserven bzw. von Kaviarersatz benö- 
tigt wird. In der Gemeinschaft ist Fischrogen nicht 
in ausreichender Menge vorhanden. Daher muß die 
Gemeinschaft diese Ware aus Drittländern einfüh- 
ren. Die Einfuhren nach Dänemark, deren Regierung 
eine Aussetzung des Gemeinsamen Zolltarifs bean- 
tragt hat, belaufen sich für gefrorene Fischrogen auf 
2214 t aus Drittländern und auf 134 t aus der Ge- 
meinschaft. An gesalzenen Fischrogen werden 600 t 
aus Drittländern nach Dänemark eingeführt. 

Die Zollbelastung für diese Ware (dänischer Zoll- 
satz 6v. H., GZT: 10 v. H.) beeinträditigt die Wett- 
bewerbsfähigkeit der betroffenen Verarbeitungs- 
industrien. Eine Änderung dieser Situation ist nicht 
ersichtlich. Die Kommission hält daher die von der 
Regierung Dänemarks beantragte vollständige Zoll- 
aussetzung, der die Sachverständigen der übrigen 
Mitgliedstaaten für sechs Monate einstimmig zuge- 
stimmt haben, für erforderlich. 

2. Der Bedarf der Gemeinschaft an trockenen wei- 
ßen Bohnen zur Verwendung bei der Herstellung 
von sogenannten „baked beans" kann durch die 
Gemeinschaftsernte nicht gedeckt werden. So muß 
das Vereinigte Königreich seinen gesamten Bedarf 
für 1974 der sich auf 82 000 Tonnen beläuft, durch 
Einfuhren aus Drittländern (Kanada: 54 000 Tonnen, 
USA: 28 000 Tonnen) decken. Trockene weiße Boh- 
nen unterlagen auf Grund rückläufiger Erntebeträge 
1973 beträchtlichen Preissteigerungen, die auch 1974 
anhielten. Durch eine Zollaussetzung (4,5 v. H.), 
könnten die Hersteller von „baked beans" die Preis- 


steigerungen auf ein Mindestmaß herabsetzen, was 
auch den Bestrebungen im Bereich der Inflations- 
bekämpfung entspräche. 

Die Kommission hält es daher für zweckmäßig, dem 
Antrag der Regierung des Vereinigten Königreichs 
auf eine vollständige Zollaussetzung zu entspre- 
chen, dem die Experten der übrigen Mitgliedstaaten 
für einen Zeitraum von sechs Monaten ebenfalls 
einstimmig zugestimmt haben. 

3. Die Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft 
muß sich zur Herstellung von Fruchtsoßen, Pickles 
und verschiedenen Backwaren, durch Einfuhren von 
frischen und getrockneten Datteln aus Drittländern 
versorgen. Allein die britische Industrie verarbeitet 
jährlich 10 000 Tonnen dieser Ware, die aus dem 
Iran und Irak eingeführt werden muß. Die Befürch- 
tungen eines Mitgliedstaates, diese Datteln könnten 
unerwünschterweise zu Wein verarbeitet werden, 
können durch eine entsprechende Verwendungsbe- 
stimmung und strikte Verweridungskontrolle durch 
die Verwaltungen der Mitgliedstaaten ausgeräumt 
werden. Die Kommission hält es daher im Interesse 
der Wettbewerbsfähigkeit der oben erwähnten Ver- 
arbeitungsindusfrie für angebracht, den Zollsatz des 
Gemeinsamen Zolltarifs (12 v. H.) für diese Ware 
für sechs Monate vollständig auszusetzen. 

4. Die Verarbeitungsindustrie der Gemeinschaft hat 
einen dringenden Bedarf an Bitterorangen, der nicht 
ausreichend von der Gemeinschaftsernte gedeckt 
werden kann. Einige Mitgliedstaaten müssen daher 
diese Früchte in erheblichem Umfang aus Drittlän- 
dern (Spanien) einführen, wie die nachstehenden 
Einfuhrzahlen einiger Mitgliedstaaten zeigen: 


Bundesrepublik 1972 


Bedarf 

Produktion 

Lieferung aus der 
Gemeinschaft 

Einfuhren aus 
Drittländern 

152,4 t 

— 

14,9 t 

137,5 t 

Benelux 1972 

343 t 





343 t 


Die bei der Einfuhr dieser Früchte erhobenen Zölle 
(1. April bis 15. Oktober: 15 v. H.; 16. Oktober bis 
31. März: 20 v. H.) beeinträchtigen die Wettbewerbs- 
fähigkeit der betroffenen Verarbeitungsindustrie. Da 
eine Änderung der wirtschaftlichen Situation zur Zeit 
nicht ersichtlich ist, hält die Kommission die von den 
Regierungen Deutschlands und der Beneluxländer 
beantragte Verlängerung der gegenwärtig bestehen- 
den und am 31. Dezember 1974 auslaufenden teil- 


weisen Äussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs für diese Ware bis zum 30. Juni 1975 für 
erforderlich. 

In Anbetracht der Aussetzung der Zollsätze des Ge- 
meinsamen Zolltarifs für die betreffenden Waren, 
müssen die neuen Mitgliedstaaten ihre Zölle gemäß 
Artikel 39 Abs. 2 der dem Beitrittsvertrag beigefüg- 
ten Akte für die genannten Zeiträume aussetzen. 
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